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A U F R U F
von Gewerkschaftlern, Intellektuellen und sozialen Bewegungen

zum 1. Mai und zum Europäischen Gewerkschaftstag am 16. Mai 2009
Wir stehen vor der größten Wirtschaftkrise und einer neuen Welle von Betriebsschließungen und Massenentlassungen. Die etablierten Parteien und die Bundesregierung reagieren darauf in unverantwortlicher Weise mit spektakulären aber wirkungslosen Maßnahmen. Die kostspielige Abwrackprämie für Altautos ist keine solide Antwort auf die Krise der Automobilindustrie und die Erhaltung der Arbeitsplätze. Auch die Kurzarbeit, die mit Milliarden Euros aus dem Konjunkturprogramm gefördert wird, scheint offensichtlich dazu gedacht zu sein, Massenentlassungen über den Wahltag hinaus nur aufzuschieben.

Wir stellen fest: die politischen Repräsentanten in Deutschland sind über mehrere Jahrzehnte vollständig verblendet den neoliberalen Rezepten gefolgt und haben zusammen mit Großkonzernen und Finanzspekulanten die gegenwärtige Finanz- und Wirtschaftskrise verursacht. Jetzt stehen sie ohne brauchbare Konzepte und erst recht ohne Visionen da, die nötig sind, um Massenentlassungen zu verhindern und die Dauerarbeitslosigkeit zu überwinden. Uns bewegt zutiefst die Sorge, dass mangels Kompetenz und Verantwortung demnächst zu den 9 Millionen Erwerbslosen, Hartz IV-Empfängern, Leiharbeitern, Niedriglöhnern, Aufstockern und Wohnungslosen weitere Millionen hinzukommen. Daher wenden wir uns anlässlich der bevorstehenden Demonstrationen am 1. Mai und am 16. Mai in Europa und weltweit gegen die herrschende Gleichgültigkeit und treten mit Entschiedenheit für eine wirtschafts- und sozialpolitische Wende ein:
Wir wenden uns an die Betriebsräte von Opel, der Schaeffler-Gruppe, Mercedes, Volkswagen und allen Betrieben, die von Stilllegungen und Entlassungen bedroht sind: 

· Lasst Euch auf die Eintagsfliege Kurzarbeit nicht ein und fordert stattdessen die Verwendung der Mittel für eine Arbeitszeitverkürzung, um Arbeitsplätze auf Dauer zu sichern.

Wir unterstützen die Forderung der IG Metall in ihrem Frankfurter Appell und wenden uns an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages:

· Richten Sie einen Untersuchungsausschuss „Finanzmarktkrise“ ein, um Ursachen, Verantwortlichkeiten und Folgen der Krise zu untersuchen, zu dokumentieren und notwendige politische Schlussfolgerungen zu ziehen.

Wir appellieren an die Gewerkschaftsführungen:
· Setzt Euch für eine flächendeckende faire Teilung der vorhandenen Erwerbsarbeit durch radikale Kürzung der Arbeitszeit ein, um der Massenarbeitslosigkeit endlich ein Ende zu setzen.
· Bildet eine gesellschaftliche Allianz aus Beschäftigten, Erwerbslosen, gedemütigten Hartz IV-Empfängern und den sozialen Bewegungen, um gemeinsam den von Euch zu Recht angemahnten flächendeckenden Mindestlohn gegen den Widerstand der uneinsichtigen Unternehmer und Politiker wirkungsvoll durchzusetzen. Deutschland braucht gerade jetzt Gewerkschaften, die handeln und die Tabus des Neoliberalismus mutig beiseite schieben. Deutschland braucht starke Gewerkschaften, die das Rückgrad für die Machtbalance und für die Weiterentwicklung der Demokratie sind.
Wir appellieren an alle aufrichtigen Politikerinnen und Politiker in den Parteien:
· Setzen Sie sich mit uns energisch für eine schnüffelfreie Grundsicherung anstelle der skandalösen und die Menschenwürde verletzenden Hartz IV-Gesetze ein. (Die Menschenwürde ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. GG, Artikel 1, Abs. 1).
· Treten Sie gemeinsam und offensiv mit uns für eine Politik der Vollbeschäftigung neuen Typs durch faire Umverteilung der Arbeit ein.
Denn nur eine Gesellschaft ohne Angst vor dem sozialen Abgrund und der inneren Spaltung seiner Bürger kann die eigenen und global anstehenden Probleme, wie die Folgen der Finanzkrise, den Klimawandel und den Hunger in den armen Ländern anpacken und dafür ihren Beitrag leisten.

Die Welt verfügt über hinreichende Ressourcen, Geld und Wissen, um Armut und Hunger zu überwinden, um der Angst um das eigene Überleben keine Chance zu geben und den Opfern des rücksichtslosen Kapitalismus, den Hartz IV-Empfängern und Leiharbeitern hier und den entrechteten Milliarden Menschen in den armen Ländern, ein würdevolles Leben zu ermöglichen.

Eine andere, eine bessere Welt ist möglich. Es kommt nur darauf an, diese Perspektive zur Richtschnur des politischen Handelns zu machen – sofort.

Wir rufen dazu auf, diese Forderungen in den kommenden Wochen und Monaten bei den Kundgebungen des 1. Mai und auf den Demonstrationen der Europäischen Gewerkschaften am 16. Mai. bei vielfältigen Aktionen im Juni und bei allen bevorstehenden Wahlveranstaltungen der Parteien mit Nachdruck einzubringen.

Unterzeichner/Unterzeichnerinnen:

- Einzelpersonen

- Gruppen
